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StV 10 . 2017 I

Zum »Maas der Dinge« in puncto Rechts- und
Kriminalpolitik

Die Bilanz der Rechts- und Kriminalpolitik der 18.Wahlperiode des Deutschen Bundestages
ist gepr�gt von aktionistischen Reaktionen auf terroristische Gef�hrdungen und von blo-
ßen Ank�ndigungen grundlegender Reformen. Viel vorgenommen, wenig Substanzielles
erreicht außer einer Beschr�nkung b�rgerlicher Freiheitsrechte in zum Teil verfassungs-
rechtlich untragbarem Ausmaß ist nicht das Maß aller Dinge.

Die große Koalition war angetreten, die T�tungsdelikte im StGB zu reformieren. Die im Mai
2014 eingesetzte Expertengruppe hatte den Auftrag, Empfehlungen f�r eine Reform derT�-
tungsdelikte zu erarbeiten. Sie legte zwar ihr Konzept vor, das die Abschaffung der obligato-
risch lebenslangen Freiheitsstrafe bei Mord sowie die Abkehr von der T�tertypenlehre der
Nationalsozialisten vorsah. Aber mangels politischen Handlungswillens gab es keine Umset-
zung. Stattdessen erfuhr das StGB eine �berfrachtung durch Spezialtatbest�nde wie der ge-
sch�ftsm�ßigen F�rderung der Selbstt�tung, der Bestechung und Bestechlichkeit von �rz-
ten,dembandenm�ßigenVorenthaltenvonSozialversicherungsbeitr�gen,denAngriffenauf
Polizisten, Feuerwehrleute und Rettungskr�fte, sowie dem Einbruch in eine dauerhaft ge-
nutzte Privatwohnung. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass das Strafrecht lei-
derzurAllzweckwaffederPolitikverkommenist.VieleSteinehatmander Justizmitdenneuen
Straftatbest�nden pr�sentiert, aberkein Brot – es fehlen �ber 2.000 Richter undStaatsanw�l-
te in Deutschland. Gerade im Strafprozess wirkt sich das negativ auf die Verfahrensdaueraus.
Die Rechtsdurchsetzung, Markenkern des materiellen Rechtsstaats, droht zu verk�mmern.

Mitdemsog.»verbesserten«SchutzdersexuellenSelbstbestimmungalsAntwortaufdie�ber-
griffe in der Silvesternacht hat sich die Koalition keinen Gefallen getan, auch den Opfern se-
xueller �bergriffe nicht. In ihrem Abschlussbericht macht die 2015 eingesetzte Expertenkom-
mission vern�nftige Vorschl�ge f�r k�nftige Reformen des Sexualstrafrechts, die Schnell-
sch�sse mit der »Nein heißt Nein«-Reform werden zurdringenden �berarbeitung empfohlen.

Dar�ber hinaus sollten Strafverfahren unter Wahrung rechtsstaatlicher Grunds�tze effek-
tiver und praxistauglicher ausgestaltet werden. Wieder wurde eine Expertenkommission
eingesetzt. Nur wenige ihrer Ergebnisse – wie das Fahrverbot als eigene Strafe – fanden
Eingang ins Bundesgesetzblatt. Der angek�ndigte große Wurf ist ausgeblieben. Etliche
begr�ßenswerte Empfehlungen der Kommission sind dagegen im Gesetzgebungsverfah-
ren entfallen oder wurden verk�rzt. Dazu geh�rt beispielsweise das gesetzliche Verbot der
�berwachung von Anbahnungsgespr�chen zwischen Beschuldigtem und Verteidiger und
das Recht der Verteidigung, ein umfassendes »Opening Statement« in jedem Strafverfah-
ren zu halten. Beides sind Zeichen des Ausdrucks mangelnden Vertrauens in die Anwalt-
schaft. Verfassungsrechtlich �ußerst bedenkliches Terrain beschreitet der großkoalition�re
Gesetzgeber mit den strafprozessualen Rechtsgrundlagen zum Einsatz von »Staatstroja-
nern«. Sah der Abschlussbericht der Expertenkommission klarstellend noch die Schaffung
einer speziellen gesetzlichen Grundlage f�r den Einsatz der Quellen-Telekommunikations-
�berwachung (Q-TK�) vor, hat der nunmehr �berst�rzt verabschiedete Gesetzestext ein
g�nzlich anderes Gesicht.

Erbeschr�nkt sich nichtaufdieQ-TK�, dienunmehrauch f�rabgeschlosseneKommunikation
gelten soll, sondern enth�lt mit der Rechtsgrundlage zur umfassenden Online-Durchsuchung
die Erm�chtigung zum grundrechtsinvasivsten, heimlichen Eingriff in die Privatsph�re �ber-
haupt (vgl. Rubbert Editorial StV 09/2017, S. I). Der ausl�sende Straftatenkatalog sieht dabei
auch Delikte wie Geld- und Wertzeichenf�lschung und gewerbsm�ßige Hehlerei vor. Ich pro-
gnostiziere: Wiemit soeinigender vorgenannten Gesetze, werden sich deutscheGerichte, bis
hin zum BVerfG, auch hiermit zu besch�ftigen haben.Wichtiger w�re die politische Korrektur
in der n�chsten Legislaturperiode mit dem Anspruch, Rechtsetzung zum Schutz der Freiheits-
rechte und Rechtsdurchsetzung wieder in Einklang zu bringen.

Rechtsanw�ltin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Tutzing

Editorial


